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Nach Bekanntgabe des BAG-Beschlusses vom 14.12.2010 zur Unwirksamkeit der von der CGZP abgeschlossenen Tarifverträge haben sich eine Reihe von Fragen ergeben. Diese versuchen wir im Folgenden zu beantworten. Am Schluss der Mitteilung sind Ansprechpartner genannt, die, falls erforderlich, weitere Unterstützung geben. 

Fragen und Antworten

1.  Unterliegen rückwirkende Forderungen auf Equal Pay Ausschlussfristen?
1. Die Ausschlussfristen in den CGZP-Tarifverträgen sind unwirksam, da die Tarifverträge insgesamt unwirksam sind. 
2. Teilweise haben die Verleiharbeitgeber jedoch in den Arbeitsverträgen eigenständige Ausschlussfristen vereinbart. Diese Ausschlussfristen unterliegen einer Inhaltskontrolle und sind nach folgenden Kriterien zu überprüfen: 
-  Sind sie kürzer als drei Monate, sind sie unwirksam 
(BAG vom 25.05.2005 – 5 AZR 572/04). 
-  Ist bei zweistufigen Ausschlussfristen die erste Stufe in Ordnung, aber die zweite Stufe für die gerichtliche Geltendmachung zu kurz, ist nur die zweite Stufe unwirksam. 
-  Enthalten die Verträge eine Zusatzklausel, wonach die Ausschlussfrist nicht zu laufen  beginnt, solange der Arbeitnehmer in unzumutbarer Weise daran gehindert war, die Forderung geltend zu machen, sollte geklagt werden. Es lässt sich hier argumentieren, dass bis zum BAG-Beschluss vom 14.12.2010 eine Geltendmachung nicht zumutbar war. Die Ausschlussfristen laufen dann allerdings ab Verkündung der Entscheidung des BAG am 14.12.2010. 
- Teilweise wird vertreten, dass einzelvertragliche Ausschlussfristen neben dem Verweis auf die (unwirksamen) CGZP-Tarifverträge eine unangemessene Benachteiligung der Leiharbeitnehmerinnen und –arbeitnehmer und auch eine unklare Regelung darstellen, im Ergebnis also aus diesen Gründen unwirksam sind. Eine unklare Regelung könnte es darstellen, wenn sich die vertragliche und die im unwirksamen CGZP-Manteltarifvertrag widersprechen. Ob sich diese Meinung (vgl. Brors, NZA 2010, 1385 ff.) durchsetzt, ist im Hinblick auf die Rechtsprechung allerdings sehr fraglich. 

2. Gelten die Ausschlussfristen aus Tarifverträgen, die im Entleihunternehmen anwendbar sind?
Nein. Hierzu hat das BAG mit Urteil vom 23.03.2011 -5 AZR 7/10- entschieden, dass solche Ausschlussfristen auf Forderungen des Leiharbeitnehmers keine Anwendung finden (vgl. Pressemitteilung vom 23.3.2011 auf der Homepage des BAG www.bundesarbeitsgericht.de ). 

3. Wann verjähren Ansprüche auf Equal Pay?
Nach § 195 BGB verjähren diese Forderungen innerhalb von drei Jahren zum Ende des Kalenderjahres, wobei das Jahr der Entstehung nicht mitzählt. Daher sind zum Beispiel Forderungen aus Mai 2007 am 31.12.2010 verjährt (§ 199 Abs.1 Ziff.1 BGB). Forderungen aus der Zeit ab 1.1.2008 können in jedem Fall 2011 noch eingeklagt werden.
Teilweise wird die Auffassung vertreten (vgl. Schüren, AuR 2011, Heft 4), dass auch weiter zurückliegende Forderungen, ggf. sogar zurück bis zur Änderung des AÜG 2003, als der Equal Pay-Grundsatz eingeführt wurde, eingeklagt werden können. 
Begründung: Die Rechtslage sei bis zur BAG-Entscheidung zu CGZP für die Leiharbeitnehmer unklar gewesen. Deshalb hätten sie ohne grobe Fahrlässigkeit keine Kenntnis von ihrem Anspruch gehabt (§ 199 Abs. 1 Ziffer 2 BGB). Zudem sei es ihnen auch nicht zumutbar gewesen, selbst ein Verfahren einzuleiten, in dem die Tarifunfähigkeit der CGZP festgestellt worden wäre. Soweit diese Argumentation. Es ist allerdings zweifelhaft, ob sie sich angesichts der doch spätestens ab 2004 in der Presse laufenden Debatte und Bekanntgabe früherer unterinstanzlicher Entscheidungen zu den Tarifverträgen der CGZP halten lässt. Angesichts auch des beträchtlichen Aufwandes, Ansprüche für so lange zurückliegende Zeiten zu rekonstruieren, sollte die Entscheidung über den einzuklagenden Zeitraum im Einzelfall vor Ort getroffen werden. 
Wann die Verjährung gehemmt wird ergibt sich aus den §§ 203 ff. BGB.
Insbesondere durch Klageerhebung, die Zustellung des Mahnbescheids im Mahnverfahren, die Geltendmachung der Aufrechnung des Anspruchs im Prozess, die Anmeldung des Anspruchs im Insolvenzverfahren oder die erstmalige (nicht offensichtlich aussichtslose) Antragstellung auf Prozesskostenhilfe wird die Verjährung gehemmt. 
Allein durch die Anmeldung von Ansprüchen tritt dagegen keine Hemmung der Verjährung ein!

4. Sind Equal Pay-Ansprüche ausgeschlossen für die Zeit ab 01. Januar 2010, weil im März 2010 rückwirkend neue Tarifverträge nicht nur von der CGZP sondern auch von ihren Mitgliedsgewerkschaften abgeschlossen wurden? 

1. Dies könnte überhaupt nur der Fall sein, wenn beide Vertragsparteien, also Verleihunternehmen und Leiharbeitnehmer, tarifgebunden sind oder aber in den Arbeitsverträgen eine Bezugnahmeklausel auf diese Tarifverträge steht. 
2. Aber selbst wenn dies der Fall ist, sind wir der Meinung, dass Equal Pay-Ansprüche weiterhin bestehen: 

-  Wir gehen davon aus, dass z. B. die CGM, wenn es überhaupt eine Gewerkschaft ist, schon nach ihrer eigenen Satzung nicht für Leiharbeit zuständig ist. Und selbst wenn man ihre Satzung großzügig auslegt, kann sich unseres Erachtens eine Zuständigkeit nur für die Fälle ergeben, wo die Arbeitnehmerüberlassung zwischen Metallarbeitgebern erfolgt (vgl. auch die Entscheidung des BAG vom 14.12.2010, Randnummer 98). Nach unserer Kenntnis waren die Verleiharbeitgeber jedoch keine Metall-Arbeitgeber, sondern haben Arbeitnehmer in mehrere Branchen verliehen.
-  Selbst wenn man an dieser Stelle eine Zuständigkeit annehmen würde, bestünde diese nur bei Einsatz in Metallbetrieben. Bei Einsatz in anderen Bereichen, wie   z. B. dem Chemie-Bereich, läge keine wirksame Abweichung vom Equal Pay-Grundsatz vor. 
Und schließlich: Das Bundesarbeitsgericht hat ausdrücklich festgehalten, dass ein Tarifvertrag unwirksam ist, wenn eine Gewerkschaft diesen außerhalb ihres Zuständigkeitsbereiches abschließt. Das ist unseres Erachtens der Fall, da die im März 2010 abgeschlossenen Tarifverträge weit über die Zuständigkeit der abschließenden einzelnen Gewerkschaften hinaus gehen: Sie regeln die Leiharbeit generell, also z. B. auch für die Bereiche Chemie und NGG. 

5. Kann neu aufgenommenen Leiharbeitnehmern Rechtsschutz gewährt werden, obwohl sie die Wartezeit nach unseren Rechtsschutzrichtlinien nicht erfüllen?
Dies muss die jeweilige OV einer Verwaltungsstelle entscheiden, ob ggf. und mit welchen Gründen auf die Einhaltung der Wartezeit verzichtet werden kann (vgl. Ziffer 5.3.2 der Rechtsschutzrichtlinien der IG Metall).

6. Muss das Einsatzunternehmen Auskunft über die Vergleichslöhne zur Geltendmachung des Equal Pay-Anspruchs erteilen?
Ja, das sieht § 13 AÜG vor. Dieser Auskunftsanspruch ist vom Leiharbeitnehmer gegenüber dem Entleihunternehmen am besten schriftlich unter Fristsetzung geltend zu machen. Dabei sollte ein Vergleichsarbeitnehmer benannt werden oder mindestens die Abteilung, in der der Leiharbeitnehmer beschäftigt war und seine Tätigkeit. Der Auskunftsanspruch kann, falls er nicht erfüllt wird, beim Arbeitsgericht eingeklagt und gemäß § 888 ZPO vollstreckt werden. 

Im Hinblick auf die Beantwortung der vierten Frage sind wir der Auffassung, dass der Auskunftsanspruch auch für den Zeitraum ab 01.01.2010 gegeben ist. 

7. Wenn das Verleihunternehmen inzwischen die CGZP-Verträge einvernehmlich auf eine Bezugnahme auf IGZ- oder BZA-Tarifverträge umgestellt hat, bestehen dann noch Ansprüche auf Equal Pay?
Ja. Für die Vergangenheit ändert sich nichts, es sei denn, der Leiharbeitnehmer hat wirksam auf Ansprüche aus der Vergangenheit verzichtet. Allerdings beginnen ab der Vertragsänderung die Ausschlussfristen in den IGZ-/BZA- Tarifverträgen zu laufen.
Der nachträgliche Verzicht des Arbeitnehmers auf entstandenes Arbeitsentgelt berührt jedoch nicht die Beitragspflicht zur Sozialversicherung aus diesem Arbeitsentgelt (BSG vom 14.07.2004 – B 12 KR 1/04 R). 


8. Kann die zuständige Krankenkasse auch dann die Gesamtsozial-versicherungsbeiträge (Arbeitgeber- und Arbeitnehmeranteil) noch einziehen, wenn die Forderungen des Leiharbeitnehmers verfallen oder verjährt sind? 
Ja. Der Anspruch der Sozialversicherungsträger hängt nicht von der Durchsetzung der individuellen Ansprüche des Leiharbeitnehmers ab. Zudem ist die Verjährungsfrist hier länger, nämlich vier Jahre (§ 25 SGB IV). 
Da ca. 1.600 Verleihunternehmen von der Rentenversicherung vor Ablauf des 31.12.2010 angeschrieben wurden, ob sie einer nachträglichen Beitragspflicht unterliegen bzw. dies prüfen mögen, sind Beitragsforderungen der Sozialversicherungsträger jedenfalls ab dem Kalenderjahr 2006 noch nicht verjährt. Hiervon unabhängig ist davon auszugehen, dass spätestens mit der Veröffentlichung der BAG-Entscheidung vom 14.12.2010 (Pressemitteilung) die Verleiher, die nicht angeschrieben wurden, den aktuellen Sachstand erkennen konnten, so dass auch bei ihnen die Beiträge ab 2006 unseres Erachtens nicht verjährt sind. 

Im Zuge von Abstimmungsgesprächen haben sich der GKV-Spitzenverband und die Deutsche Rentenversicherung Bund darauf verständigt, dass Anträge von betroffenen Arbeitnehmern an die Krankenkasse (in ihrer Funktion als Einzugsstelle) an die zuständigen Rentenversicherungsträger weiter geleitet werden können. Ziel dieser Verfahrensweise ist, Kenntnis über weitere von der Problematik betroffene Betriebe zu erhalten. Die geforderten Nacherhebungen sollen dann von den Rentenversicherungsträgern im Rahmen der anstehenden Betriebsprüfungen realisiert werden.

9. Wer prüft die Beitragspflicht für die Sozialversicherungsbeiträge?

Die Erfüllung der Beitragspflicht bei den Arbeitgebern wird durch die Renten-versicherungsträger im Rahmen einer „Betriebsprüfung“ kontrolliert (§ 28p SGB IV). 
Sofern beim Verleiher (Arbeitgeber) keine Aufzeichnungen über die Entlohnung der vergleichbaren Arbeitnehmer des Entleihers vorliegen und diese auch nicht nachgeholt wurden, fehlen (zunächst) der Rentenversicherung die notwendigen Informationen, um an Hand der Bemessungsgrundlage „Equal Pay“-Differenzbeiträge zu berechnen. Die Behörde hat den Sachverhalt von Amts wegen zu ermitteln (§§ 20,21 SGB X). Hierbei können auch Informationen beim Entleiher erfragt werden. Die Verpflichtung zur Mitwirkung ergibt sich nach herrschender Auffassung aus § 98 Abs. 3 SGB X.
Sollten die Sozialversicherungsträger keine Informationen mehr zur Höhe der „Differenz-Sozialversicherungsbeiträge“ erlangen können, ist der prüfende Rentenversicherungsträger nach § 28 f Abs. 2 Satz 3 SGB IV verpflichtet, die Arbeitsentgelte zu schätzen (ähnlich dem Summenbeitragsnachweis). Diesbezüglich dürfte ihm keine Ermessen zustehen. 
 
10.  Haften auch die Entleihunternehmen für diese Sozialversicherungsbeiträge? 
Ja. Die Einsatz-/Entleihunternehmen haften nach § 28 e Abs. 2 SGB IV neben dem Verleihunternehmen wie ein selbstschuldnerischer Bürge (§ 773 Abs. 1 Nr. 1 BGB). Sollte das Verleihunternehmen zahlungsunfähig sein oder werden, könnte auch gegen den Entleiher vorgegangen werden. Voraussetzung für dessen Ausfallhaftung ist lediglich der fruchtlose Fristablauf nach Zahlungsaufforderung. Ein vorheriger Vollstreckungsversuch ist nicht erforderlich. In der Mitteilung vom 14.12.2010 im Intranet finden sich weitere Informationen und ein entsprechendes Aufforderungsschreiben für Leiharbeitnehmerinnen und –arbeitnehmer an ihre Krankenkasse.
Wie bereits oben erwähnt  besteht der Anspruch der Sozialversicherungsträger unabhängig davon, ob an den Leiharbeitnehmer eine Entgeltdifferenz gezahlt wurde. 

11. Kann ein arbeitslos gewordener Leiharbeitnehmer ein höheres Arbeitslosengeld I bei der Arbeitsagentur erhalten?
Ja. Ergibt sich nach dem Beschluss des BAG vom 14.12.2010 ein Anspruch auf höheres Arbeitsentgelt, folgt daraus auch ein Anspruch auf höheres Arbeitslosengeld I, das auch rückwirkend beantragt werden kann. Bemessungszeitraum sind grundsätzlich die letzten 12 Monate vor dem Anspruch auf Arbeitslosengeld I. 
Überprüfungsanträge können aber nur dann zu einer Neuberechnung des Arbeitslosengeld I führen, wenn das höhere Arbeitsentgelt dem Arbeitnehmer auch tatsächlich zugeflossen ist. Eine Feststellung von Amts wegen ist den Agenturen der Arbeit aufgrund der summarischen Meldungen bei der Deutschen Rentenversicherung nicht möglich. 
Nach § 44 Abs. 4 SGB X werden Leistungen rückwirkend längstens für 4 Jahre vor Antragstellung erbracht (vgl. dazu die Pressemitteilung der Bundesagentur vom 18.3.2011 : http://www.arbeitsagentur.de/nn_27030/zentraler- Content/Pressemeldungen/2011/Presse-11-017.html).

Für etwaige Rückfragen stehen folgende Kollegin und Kollegen zur Verfügung:

Thomas Klebe 						- 2522
Verena zu Dohna-Jaeger (betriebspolitische Fragen) - 2391
Rainer Rehwald (Fragen zum Entgelt) 			-2625
Gert Siller (Fragen zur Sozialversicherung)		- 2895
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